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STREIK-BRIEF Nr. 2 
Liebe Freunde, 
Kolleginnen und Kollegen, 
Genossinnen und Genossen! 

Wie aus Bonn verlautet, will der Bundeskanzler seine geplante Reise ·zu den 
.JubiläumHfei.:rn rles faschistischen Diktators Salazar verschieben.' Uns wäre 
es schon recht gewesen, wenn er gleich dort geblieben wäre. Jetzt will er 
aber in Bonn bleiben, weil er darauf hofft,· daß die dritte Lesung des Not­
standsverfassungsgesetzes tatsächlich schon am 29. Mai stattfindet. Jetzt 
will man die Notstandsverfassung so rasch wie möglich verabschieden, um 
der Ausweitung unserer Kampfaktionen zuvorzukommen. 

Umso größer werden unsere Anstrengungen in den kommenden Tagen sein. 
· Daran kann auch die Ablehnung des Generalstreiks durch den Bundesvorstand 
des DGB nichts ändern. Wir sind uns bewußt, daß die Stellungnahme des DGB­
Bundesvorstandes faktisch eine Schwächung. der gewerkschaftlichen Kampf­
kraft gegen die Notstandsgesetze bedeutet.· Zwarwurde behauptet, man werde 
weiterkämpfen, - das muß aber offenbar sehr irh _Stillen und auf wunderbare 
Weise geschehen, denn bishe1· sind diese Kampfmaßnahmen noch in keiner 
Weise sichtbar geworden, und es würde ja doch allmählich Zeit, wenn noch 
ernstlich etw::is geschehen und die plötzliche Bundesvorstandssitzung vom 
Sonntag nicht nur der Beruhigung vor der dritten Lesung gewidmet sein sollte. 

In seiner Erklärung hat de1· DGB-Bundesvorstand behauptet, ein Streik gegen 
eine Zweidrittelmehrheit des Bundestages sei nicht legitim. V/ir brauchen hier 
nicht zu erörtern, ob diese Zweidrittelmehrheit nur noch formell 11 demokra­
tisch'' zustandekommt, ob und wann der politische Streik legitim ist und was 
beispielsweifw inzwischen aus den Positionen geworden ist, die in den gewerk­
schaft.li.chen Aktionen gegen das Betriebsverfassungsgesetz des .Jahres 1952/53 
immerhin noch vorhanden waren. 

Der Kampf und S1reikaktionen gegen die Notstandsgesetze sind schon deshalb 
ber·echtigt, weil die Neuschöpfung von Vet'fnssungsrcc:ht, wie sie durch die 
Notstandsgesetze vorgenommen wird, sieh gegen die ve dassungsgebencle Ge -
walt des Volkes richtet. Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
iHt aus Besatzungt~recht hervorgegangen und erst durch seine Anerkennung in 
zwanzigjähriger Existenz der Bundesrepublik zu geltenden Rechtsgrundsätzen 
geworden. Dieses Grundgesetz kann vom Bundestag nicht abgeschafft, ersetzt 
oder in seinem wesentlichen Inhalt geände1·t werden. Dazu bedürfte es eines 
Wltl(!nsaktes des Souveräns, des Volkes. 
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Die Notsta11ds14e1H'!.z(1 i.;;chaffen e.ine neue Verfassung. Zu1.-:ii.lzlkh rnil. 1•itH'I' µ,;rn 
7,1.'n Anznltl - ini,;gesurnt tlher HO~ WPitet<.'ll Ändt.:•rungmi wit·d darnil ,tn di\' Sl\•111• 

des Grundgesetzes eine Verfassung gesetzt, die ein nuues Pr·ogi·,unrn cli.•r· gP, 
s(•llschaftlichen Aktion darstellt. DiesEc•s Verfahren isl nach den Gt·undsiit'.l.c·n 
bilrgerlicher Demokratie iHegitimund berechtigt das Volk, seinci verfassungH· 
gebende Gewalt im Widerstand einzusetzen. Sch.on aus diesem Grunde ist jPdvr 
Streik gegen die mit den Notstandsgesetzen geplante Verfasi:;ungsdurc.:hhcechung 
berechtigt. 

Die Unterwerfung des DGB-Bundesvorstandes unter die n-:ine Fot·rnalittii. von 
Parlamentsmehrheiten schwächt auch seine Zusicherung, gegen den "Miß­
brauch" der Notstandsgesetze Widerstand leisten zu wollen, denn nicht nur die 
Nazis haben den Reichstag für sich benutzt, auch diese Notstandsgesetze wer·. 

den - wie ja von den Gewerkschaften jahrelang <iargelegt - Stückchen f(fr Stück­
chen in die Realität umgesetzt und bald keine unabhängigen Gewerkschaften 
1nehr zulassen, zumal dann nicht, wenn die Führung· fi.ir das Wohlverhalten ge­
gPnübel' einer Großen Koalition die neue autoritäre Verfassung schli(0 ßlic:ll 
kampflos hinnimmt und bereits durch ihre Untätigkeit die momentane realdP­
mokratische Kraft der Gewerkschaften und de 1· gesamten Notstand-Opposition 
schwächt. 

Die Notstandsverfassung ist das Ergebnis der Großen Koalition. Die grundle. 
genden gesellschaftlichen Konflikte werden geleugnet und dur·ch l·:ine autoritäre 
Gemeinsdmkeitsideologie ersetzt. Gegen soziale und politische Kräfte, die 
diesen Rahmen verlassen, stellt die Notstandsverfassung die Legalit.ütsgrund­
lage zur Vernichtung bereit. Es besteht die Gefahr, daß die Gewe1°kschaften in 
diesen rtahmen Pingepaßl werden. wenn die ei·for-derl ichen Jü1rnpfrnaßnahrncn 
ausbleiben. 

Darauf müssen unsere Aktionen, muß all unser Handeln gerichtet sein. Teil-­
weise ist die Reaktion der Kollegen auf das Verhalten der GewerkschaftsHih­
rung, claß sie ihr-(~ Mitgl\edsbücher zurückgeben wollen. Wir halten d;:u-; für 
falsch ttnd fUr eine unbedachte Reaktion. Die Unzufriedenheit über das Ver·bal­
tt~n und die Situation in de)1 Gewerkschaflei1 (!arf nicht zum Hückzug führen. 
sie muß politiHch umgesetzrwerden und dazu gehört aktive Mitarbeit in den 
Gewerkschaften, an der Basis und in den Betrieben sowie die offene Kritik an 
der offiziellen gewerb;chaftlichen Notstandspolitik. 

Trotz der Haltung des DGB- Bundesvorstandes wird es Streikaktionen auch in 
Betrieben geben. Wir müssen jetzt selbst dns No·i.wendige tun, die Diskussion 
noch mehr in die Betriebe. hineinzutragen, mit den Kollegen sprechen, die• 
FrUhstUcki:;paui,n,m (und darüber hinaus) zur Diskusf:l i on nutzcin. Dic-H l' Au n~ 1 ü ·· 

rung des Bewußtseins kann nur zustandekommen, we:m wir die Auseinand<:ir ·· 
setzung Uber die Notstandsgesetze mit der Entscheidung übc!r situationsge­
rechte. Kampfmaßnahmen verknüpfen und das sind auch Arbeitsnieder'legungcn. 
Wir können uns dem ver'\Vlisteten allgemeinen Be~ruf.ltsein nicht anpassen, son­
dern müssen den Ausblick auf eine neue, solidarisch· kämpfende Bewegung er· 
öffnen. Dann wird die gegenwärtige Auseinandersetzung über den Tag hinaus 
KräftP .'r·eiHe1zen. 
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Nachdem von der Öewerkschaftsführi.m·g im Augenblick kci.ne konkreten Aktio­
nen zu erwarten sind, muß von.unten der Protest oller Notstandsgegner in 
der solidarischen Aktion woiter' entwickelt werden. Mnn wi t'd versuchen, die 
Beri<~hterstat.tung Ober Streika.ktionen scJ klein wie möglich zu halten. Deshalb 
mUssen wir selbst dar.Uber· informieren. Ohnehin kann unser ZE:itungsflugblatt 
''Streik extra 11 nur der atlgömeine:. · an breite Gruppen gerichtete Aufruf zur 
Aktionund Diskussion sein, an den sich weitere von den einzelnen Orten und 
Produktlonsstätten bestrmmte Argumentation fUr Aktionen anschließen muß. 

.......... . 

Wir könn~n allerdings da~it re~hne.n,. daß ab Ii'reHng die Problematik der 
Notsta.ndsgese·tze und auch die Möglichkeiteri.'des Streiks wieder stärker in den 
BHckpunkt tritL An'den Hochschulen und Sc_hu1en waren die Streiks zur zwei­
ten ·Le~urig nur ein:Vörspiet:- .burch Aktionsgruppen· und teach-ins sehr viel 
besserivorbereitet, :we:rder( auch.;diese Aktibfren di.esrnal größeren Umfang 
und ··härtere .Stoßl'ichlurigierhaHen. Ganz. ähriÜchwird es an den Schulen sein, 
wo diesmal größere Grupp'erivon ·schule zu ·schule ziehen. und die Diskussion 

· erzwingen werden. · 

Es istaJso zu erwarüim]•claß Uri~JieAtuonen sfch überall in den Betrieben, 
den Uriiversl.täten i.Irid Schµ1en::st~ige~ri'Werden.:Vielfach wird geplant, diese 
Akti9nen ~n große Kampfkundgeburigen,gipfet; zu lassen, die Anfang n&chster 
Woche .stattfinden werden. 'Dieei'e'Kundgebürigen sollten möglichst während 
des Arbeitstages stattfinden; so dl:l.ß mit der Teilnahme an der Kundgebung 
auch Arbeitsniederlegungen verhunden sind. Bei aU diesen Aktionen und Ver­
anstaltungen rn11ß ,die„defookratische:BeVve'gu'i'1g an·den einzelnen Orten selbst 
ihre Sprecher'herausstelieri Und cÜ~se )hre Argumente von den Beteiligten 
zur Dtskussion stellen la.ssen.-' E~ wird 'bei dem Umfang der Aktionen z. B. 
nicht möglich sein, zentral Redner zu vermitteln. 

Wir bitten euch dringend, uns Ubt. :•., re Aktionen zu informieren. 

gez.: Helmut Schauer gez.: Klaus Vack gez.: K. D. Wolff 

Frankfurt/Offenbach, 21. Lbi 1968 




